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 Ziele, Zwecke, Inhalte und wesentliche  
Auswirkungen der Planung 

1 Einleitung 

1.1 Planungsanlass 

Das Plangebiet ist planungsrechtlich über den Bebauungsplan Nr. 12 W „Weidenstraße“ 

aus dem Jahr 1964 als Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kinderspielplatz abgesichert. 

Im Laufe der Zeit wurde für den westlichen Bereich des ausgewiesenen Spielplatzes bereits 

andere Nutzungen zugelassen. So wird die Fläche durch ein benachbartes Grundstück be-

reits anderweitig mit genutzt. Die bestehende Erschließung für das östliche Grundstück ist 

vor Ort noch vorhanden, soll aber über die Planung aufgegeben werden. 

Aufgrund von strukturellen Änderungen in den letzten Jahrzehnten haben sich die städte-

baulichen Zielsetzungen für diesen Bebauungsplan sowie die Fläche im speziellen geän-

dert. Seitens der Stadt Weener (Ems) wird das Erfordernis für die Bereitstellung von Spiel-

platzflächen in der gegebenen Dichte im Stadtgebiet sowie im Besonderen im Plangebiet 

nicht mehr für erforderlich gehalten. Für die Beurteilung der Frage, ob ein Spielplatz nicht 

mehr erforderlich ist, ist nicht allein die aktuelle Nutzung maßgeblich, sondern im Besonde-

ren ist auch die städtebauliche Einbindung in die Umgebung zu betrachten. Neben der Lage 

und der Entfernung zu weiteren Frei- und Spielflächen sind die umgebende Wohnnutzung 

sowie die eigentliche Nutzungsfrequenz der Fläche ebenfalls entscheidend. 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Weener (Ems) hat am 24.09.2019 das Spielplatzkon-

zept beschlossen. Im Ergebnis soll der Spielplatz an der Straße „Lotsweg“ aufgelöst werden 

und in ein Baugrundstück sowie eine nicht überbaubare Fläche innerhalb des Allgemeinen 

Wohngebietes umgewandelt werden. Die Lage und Größe des Grundstücks lässt aufgrund 

der Erschließungssituation keine eigenständige Nutzung als Bauland zu, sondern impliziert 

eine Nutzung für die angrenzenden Grundstücksnachbarn.  

Die städtebaulichen Dichtewerte werden entsprechend den bestehenden Regelungen wei-

tergeführt, so dass eine nachbarschaftliche Verträglichkeit gegeben ist. 

Zur Erreichung der städtebaulichen Ziele ist die Änderung des Bebauungsplanes erforder-

lich. Aufgrund der Größe des Planverfahrens wird dieses im beschleunigten Verfahren ge-

mäß § 13 a BauGB durchgeführt.  

1.2 Rechtsgrundlagen 

Rechtliche Grundlagen der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 W „Weidenstraße“ 

sind das Baugesetzbuch (BauGB), die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-

stücke (BauNVO), die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstel-

lung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV), das Niedersächsische Kom-

munalverfassungsgesetz (NKomVG) und das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), je-

weils in der zurzeit geltenden Fassung. 
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1.3 Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

Der Geltungsbereich liegt in der Nähe des historischen Hafens in Weener (Ems), hat eine 

Größe von ca. 1.526 m² und umfasst die Flurstücke 43/41, 43/42, 43/43 und 43/44 sowie 

43/30. 

Die genaue Umgrenzung sowie die Lage des Plangebietes sind der Planzeichnung sowie 

dem Übersichtsplan des Bebauungsplanes zu entnehmen.  

1.4 Planungsrahmenbedingungen 

❑ Regionales Raumordnungsprogramm Landkreis Leer 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm aus dem Jahr 2006 für den Landkreis Leer ist die 

Stadt Weener (Ems) als Grundzentrum eingestuft und als Standort mit der besonderen 

Schwerpunktaufgabe Sicherung und Entwicklung von Arbeitsstätten sowie der Entwick-

lungsaufgabe Erholung zugeordnet. Das zu betrachtende Plangebiet befindet sich inner-

halb des Siedlungsraumes in Zentrumsnähe. Die Flächen befinden sich zudem innerhalb 

eines Vorranggebietes für die Trinkwassergewinnung.  

In den Vorranggebieten / Vorrangstandorten müssen alle raumbedeutsamen Planungen 

und Maßnahmen mit der jeweils festgelegten vorrangigen Zweckbestimmung vereinbar 

sein; dieses gilt auch für räumliche Entwicklungen in der näheren Umgebung (LROP 94, 

Teil I / B 8 02, Satz 1). Das RROP stellt eine behördenverbindliche Planung dar.  

Die beschriebenen Ziele der städtebaulichen Planung sind mit den Zielen der Raumord-

nung vereinbar. 

 

Abbildung 1: Ausschnitt aus dem RROP Landkreis Leer (2006) 
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❑ Flächennutzungsplan 

Im FNP ist das Plangebiet als Grünfläche dargestellt. Damit der Bebauungsplan gemäß 

§ 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden kann, wird dieser im 

Zuge der Planberichtigung angepasst. Die geplante Flächendarstellung wird in eine Wohn-

baufläche abgeändert. 

❑ Bebauungspläne 

Der Geltungsbereich ist Teil des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 12 W „Weiden-

straße“ aus dem Jahr 1964, welcher als ursprüngliche städtebauliche Zielsetzung für die 

Planfläche eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Kinderspielplatz“ festgesetzt hatte. 

Die Erschließung erfolgt über die nördlich gelegene Straßenverkehrsfläche mit einem Zu-

gang vom Wendehammer aus. 

Die Bauflächen innerhalb der angrenzenden Allgemeinen Wohngebietes (WA) weisen städ-

tebauliche Werte mit einer GRZ von 0,4, einer GFZ von 0,4 und einem Vollgeschoss auf. 

Entlang der Straßenverkehrsfläche wird mittels einer Baulinie ein einheitliches Siedlungs-

bild vorgegeben; die Bautiefen betragen 15 m und werden von einer Baugrenze abge-

schlossen. 

 

 

Abbildung 2: Ausschnitt Bebauungsplan Nr. 12 W (1964) 

Mit Datum vom 22.09.2004 wurde mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 W ein 

Teil des Spielplatzes in ein Allgemeines Wohngebiet umgewandelt. Die Erschließung der 

Grünfläche wird über ein Geh- und Fahrrecht gesichert. Die Baugrenzen verlaufen weitge-

hend entlang der Grundstücksgrenzen. 
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Abbildung 3: Ausschnitt Bebauungsplan Nr. 12 W, 2. Änderung (Ratsbeschluss 22.09.2004, in 
Kraft getreten am 15.12.2004) 

❑ Spielplatzkonzept der Stadt Weener (Ems)  

Das im September 2019 vom Rat der Stadt Weener (Ems) beschlossene Spielplatzkonzept 

stellt einen Handlungsrahmen für künftige Entscheidungen dar. Nach der Bestandsauf-

nahme, Überprüfung der Frequentierung und Prüfung der Optimierungsmöglichkeiten ist 

die Verwaltung in Zusammenarbeit mit dem Bauhof zu dem Ergebnis gelangt, dass von den 

55 öffentlichen Spielplätzen, die die Stadt Weener (Ems) zurzeit betreibt, 35 erhalten und 

teilweise aufgewertet werden sollen. 7 dieser Spielplätze sind als Leuchtturmspielplätze 

geeignet und könnten entsprechend ausgebaut bzw. erhalten werden. 18 Spielplatzflächen 

sollten zurückgebaut und einer anderen Nutzung zugeführt bzw. verkauft werden. Die zeit-

liche Umsetzung einzelner Maßnahmen ist dabei variabel. 

Die Geräte des Spielplatzes am „Lotsweg“ wurden bereits geräumt. Die Fläche liegt brach. 

1.5  Beschreibung des Plangebietes  

Die östliche Fläche des geplanten Allgemeinen Wohngebietes ist unbebaut und liegt brach. 

Die Nutzung als Spielplatz wurde seit langem aufgegeben. Der westliche Bereich wird be-

reits in eine gärtnerische Nutzung eingebunden bzw. ist durch gärtnerische Nebenanlagen 

bebaut. Diese Nutzungen gilt es mit der vorliegenden Planung abzusichern. 

Die Umgebung wird wohnbaulich genutzt; die Gärten stellen typische Siedlungsgärten mit 

Einfassungen aus Hecken und Nadelgehölzen dar. Die im Süden liegende rückwärtige 

Grenze wird durch einen Oberflächengraben gebildet. 
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2 Ziele und Zwecke der Planung 

Die Stadt Weener (Ems) verfolgt mit der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 W „Wei-

denstraße“ die Umnutzung eines nicht mehr benötigten Spielplatzes zum Zweck der Ergän-

zung von kleinflächigen Baumöglichkeiten.  

Seitens der benachbarten Eigentümer besteht Interesse an der Grundstückserweiterung. 

Das betrifft die Flurstücke 43/30, 43/41 bis 43/43. 

Da die Erschließung der eigentlichen Spielplatzfläche (43/44) nicht gesichert ist, kommt 

eine Bebauung des Spielplatzes mit einem Wohngebäude zurzeit nicht in Betracht. Dies 

kann jedoch perspektivisch möglich sein, sofern eine ordnungsgemäße Erschließung ent-

wickelt werden kann. Das bestehende Geh- und Fahrrecht wird aufgelöst. 

Unter der Maßgabe der Innenentwicklung werden nicht mehr benötigte Grundstücke hin-

sichtlich einer möglichen Umnutzung untersucht und bereitgestellt. Im Rahmen der Innen-

entwicklung können einzelne kleinere Flächen in verdichteter Weise für weiteren Wohn-

raum zur Verfügung gestellt werden. Das geplante Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 

Festsetzungen gut in die bestehenden Nachbarschaften ein und ergänzt in moderater Form 

das Angebot und die Nachfrage nach entsprechendem Bauland zum Dauerwohnen. 

Es ist geplant, die Flächen für das neue Baugrundstück entsprechend den nachbarschaft-

lichen Verhältnissen und den formulierten städtebaulichen Zielen bereitzustellen. So ist die 

Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes mit einer Grundflächenzahl von 0,4, einer 

Geschossflächenzahl von 0,4 sowie einer I-geschossigen Bauweise vorgesehen. Ergänzt 

werden die städtebaulichen Dichtewerte um die Angabe von maximalen Gebäude- und 

Traufhöhen sowie einer definierten überbaubaren Fläche, um ein verträgliches nachbar-

schaftliches Gefüge zu ermöglichen. 

3 Wesentliche Auswirkungen der Planung:  
Grundlagen und Ergebnisse der Abwägung 

3.1 Relevante Abwägungsbelange 

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhebung 

von Bebauungsplänen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und unterei-

nander gerecht abzuwägen.  

3.1.1 Raumordnerische Belange 

Im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung sind die Ziele der Raumordnung zu berück-

sichtigen. Hinsichtlich der geplanten kleinflächigen Ergänzung einer Baufläche in einem All-

gemeinen Wohngebiet werden keine Widersprüche zu den Aussagen der Regionalplanung 

erwartet.  

3.1.2 Verkehrliche Belange 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines bereits verkehrstechnisch ausgebauten und 

erschlossenen Siedlungsbereiches. Die städtebauliche kleinflächige Neuordnung des 

Wohngebietes lässt keine wesentlichen Veränderungen in den Verkehrsbelastungen im 
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Gebiet und seinen Nachbarschaften erwarten. Es ist ausschließlich mit Zu- und Abfahrts-

verkehren für die betreffenden Grundstücke zu rechnen.  

Die Zugänglichkeit der Planfläche ist zurzeit über die 3 Meter breite Zuwegung (Flurstück 

43/42) gesichert. In Zukunft wird die Fläche nur über ein Privatgrundstück zugänglich sein.  

Zusätzliche Erschließungsmaßnahmen sind nicht erforderlich, das Plangebiet ist weiterhin 

von der Anliegerstraße „Lotsweg“ aus über den Wendehammer erreichbar. Dieser Wende-

hammer bleibt von der Maßnahme unberührt. 

3.1.3 Belange der Wasserwirtschaft 

Die Belange der Wasserwirtschaft werden durch die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 

12 W „Weidenstraße“ nicht beeinträchtigt. 

Die Oberflächenentwässerung des Plangebietes muss über den südlich verlaufenden Gra-

ben erfolgen, die Parzelle ist im Eigentum der Stadt Weener (Ems). Der an der nördlichen 

Grundstücksgrenze verlaufende Graben muss erhalten bleiben und darf nicht verrohrt wer-

den.  

Die Herstellung eines nachträglichen SWK-Hausanschlusses ist nur mit einem erheblichen 

finanziellen Aufwand möglich (Einbau einer Hebeanlage). Nach derzeitiger Kenntnis stimmt 

der Landkreis dem Bau einer Kleinkläranlage nicht zu. Das Grundstück kann mithilfe einer 

Hebeanlage bzw. bei einer Anpassung der Geländehöhe an das Höhenniveau der benach-

barten Grundstücke an das im Lotsweg bestehende Abwassersystem angeschlossen wer-

den 

Der Geltungsbereich liegt im Trinkwasserschutzgebiet für die Wassergewinnungsanlage 

des Wasserversorgungsverbandes Rheiderland - Schutzzone III A. Es wird insbesondere 

auf die Schutzbestimmungen, hier § 5 hingewiesen: 

• Abs. 1 Abwasser 

• Abs. 22 Wassergefährdende Stoffe 

• Abs. 29 Abfall, bauliche Anlagen, Sondernutzung 

• Abs. 35 Verwendung von wassergefährdenden auswaschbaren Materialien zum Stra-

ßen- und Wegebau. - Hierauf sollte ausdrücklich hingewiesen werden 

• Abs. 48 Einbau von Grundwasser- und Erdreichwärmepumpen mit Erdsonden. 

3.1.4 Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

Das Plangebiet selbst sowie die Umgebung sind geprägt durch eine ruhige Wohnbebauung 

mit gebietstypischen geringen Fahrzeugbewegungen. Die Erschließung des Plangebietes 

erfolgt über die Straße „Lotsweg“ mit einer anliegergemäßen geringen Verkehrsbelastung. 

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes wird die Realisierung einer geringen bau-

lichen Verdichtung auf einem Grundstück ermöglicht. Wesentliche Änderungen, die eine 

wesentliche Zunahme des Verkehrs insbesondere des Zu- und Abfahrtsverkehrs an den 

Erschließungsstraßen mit der dann möglichen zusätzlichen Lärm- und Verkehrsbelastung 

erwarten ließe, ergeben sich durch die Neuaufstellung dieses Bebauungsplanes nicht. 
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3.1.5 Soziale Infrastruktur/Spielflächen 

Der Wegfall bzw. das Überplanen einer öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung 

Kinderspielplatz und die damit verbundene Umwandlung zu einem Allgemeinen Wohnge-

biet wird seitens der Stadt mit dem nicht bestehenden hohen Bedarf in diesem Gebiet für 

diese Freiraumnutzung begründet. Zum einen bestehen in der näheren fußläufigen Entfer-

nung weitere Möglichkeiten eines Spielplatzes sowie auf Grünflächen im öffentlichen Raum 

zu spielen, zum anderen gibt die Stadt der Ausweisung von Bauland sowie einer städte-

baulichen Neuordnung ungenutzter Grundstücke innerhalb des bereits besiedelten Berei-

ches einen Vorrang, um derzeit noch unberührte Freiflächen im Außenraum zu schonen. 

Auch unter Berücksichtigung der Altersstruktur von gewachsenen Wohngebieten wird kein 

Bedarf an der weiteren Bereitstellung der Spielplatzflächen in der vorhandenen Dichte ge-

sehen. Insbesondere in ländlich geprägten Siedlungsstrukturen bestehen oftmals auf den 

privaten Grundstücken aber insbesondere auf den umgebenden Freiflächen ausreichende 

Kapazitäten und Qualitäten an Spielraum, der sich nicht nur in der Anzahl von Spielgeräten 

ablesen lässt. 

In Abwägung aller für diese Planung relevanten Belange gibt die Stadt der Erweiterung der 

Baumöglichkeiten gegenüber der Beibehaltung einer Grünfläche den Vorrang. 

3.1.6 Bodenschutz / Abfallrecht / Bodendenkmalschutz 

Grundsätzlich sind bei Planungen die Grundsätze des Bodenschutzes gemäß § 202 BauGB 

zu beachten. Der Oberboden ist in einem nutzbaren Zustand zu erhalten und vor Vernich-

tung oder Vergeudung zu schützen. Mit Realisierung des Bebauungsplanes werden keine 

mengenmäßig relevanten Bodenbewegungen erwartet. 

Anfallende Abfälle (z.B. Baustellenabfall, nicht auf der Baufläche verwertbarer Bodenaus-

hub usw.) unterliegen den Anforderungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes sowie der Sat-

zung über Abfallentsorgung im Landkreis Leer in der jeweils gültigen Fassung. Danach sind 

die Abfälle einer Verwertung (vorrangig) bzw. Beseitigung zuzuführen und hierfür getrennt 

zu halten. Nicht kontaminiertes Bodenmaterial und andere natürlich vorkommende Materi-

alien, die bei Bauarbeiten ausgehoben wurden, können unverändert an dem Ort, an dem 

sie ausgehoben wurden, für Bauzwecke wiederverwendet werden. 

Verwertungsmaßnahmen wie z.B. Flächenauffüllungen außerhalb des Baugrundstückes, 

Errichtung von Lärmschutzwällen usw. unterliegen gegebenenfalls genehmigungsrechtli-

chen Anforderungen (nach Bau-, Wasser- und Naturschutzrecht) und sind daher vorab mit 

dem Landkreis Leer bzw. der zuständigen Genehmigungsbehörde abzustimmen. 

Sofern mineralische Abfälle (Recyclingschotter und Bodenmaterial) für geplante Verfüllun-

gen oder Versiegelungen zum Einsatz kommen sollen, gelten die Anforderungen der LAGA 

Richtlinie M 20 (Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall Nr. 20 „Anforderungen an 

die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen“). 

Bei Baumaßnahmen sind Beeinträchtigungen des natürlichen Bodengefüges, die über das 

eigentliche Baufeld hinausgehen (wie Nachverdichtungen, Versieglungen und Aushub) zu 

vermeiden bzw. auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

Im Verfahren wurde der Hinweis zum potenziellen Vorkommen sulfatsaurer Böden im Plan-

gebiet gegeben. In der Karte des NIBIS-Kartenservers1 werden hierzu die folgenden 

 

1 NIBIS Kartenserver, Bodenkunde, Sulfatsaure Böden, Zugriff 13.09.2021 
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Aussagen getroffen: „Sogenannte „Sulfatsaure Böden“ kommen in Niedersachsen vor al-

lem im Bereich der Küstengebiete vor. Diese Bezeichnung umfasst sowohl Böden als auch 

tiefergelegene Sedimente sowie Torfe. Charakteristisch für die verschiedenen sulfatsauren 

Materialien (SSM) sind hohe, geogen bedingte Gehalte an reduzierten anorganischen 

Schwefelverbindungen. Ursprünglich gelangte der Schwefel in Form von Sulfationen aus 

dem Meerwasser in die holozänen Ablagerungen. Aufgrund wassergesättigter, anaerober 

Bedingungen wurden die Sulfationen zu Sulfid reduziert und vor allem als Pyrit und FeS 

über lange Zeit wegen konstant hoher Grundwasserstände konserviert. Typische SSM sind 

tonreiche Materialien mit höheren Gehalten an organischer Substanz und/oder groben 

Pflanzenresten sowie über- und durchschlickte Niedermoortorfe.  

Bei Entwässerung und Belüftung dieser Materialien kommt es zur Oxidation der Sulfide und 

zur Bildung von Schwefelsäure, wenn sie z. B. im Rahmen von Bauvorhaben entwässert 

oder aus dem natürlichen Verbund herausgenommen werden. Aus potenziell sulfatsauren 

Böden können so aktuell sulfatsaure Böden werden.  

Das hohe Gefährdungspotenzial ergibt sich durch: 

• extreme Versauerung (pH < 4,0) des Baggergutes mit der Folge von Pflanzenschäden, 

• deutlich erhöhte Sulfatkonzentrationen im Bodenwasser bzw. Sickerwasser, 

• erhöhte Schwermetallverfügbarkeit bzw. -löslichkeit und erhöhte Konzentrationen im Si-

ckerwasser; 

• hohe Korrosionsgefahr für Beton- und Stahlkonstruktionen. 

Zur Gefahrenabwehr bzw. -minimierung bedürfen in den betroffenen Gebieten alle Bau-

maßnahmen mit Bodenaushub oder Grundwasserabsenkungen einer eingehenden fachli-

chen Planung und Begleitung. Dabei ist zu beachten, dass die Verbreitung der Eisensulfide 

in der Fläche und in der Tiefe oft eher fleckenhaft ist. Daher sollten die Identifikation von 

aktuell und potenziell SSM sowie Bauplanung und -begleitung nur durch qualifiziertes bo-

denkundliches Fachpersonal vorgenommen werden. Aufgrund der oft geringen Tragfähig-

keit dieser Böden und insbesondere der Torfe müssen bei Baumaßnahmen relativ große 

Baugruben ausgehoben werden, so dass in kurzer Zeit viel SSM als Aushubmaterial anfällt. 

Zudem laufen Oxidation und Versauerung oft sehr schnell ab.“  

Die Planunterlagen werden um einen Hinweis zu potenziellen Vorkommen sulfatsaurer Bö-

den und den Umgang im Zuge der Umsetzung des Vorhabens ergänzt.  

3.1.7 Belange von Natur und Landschaft 

❑ Artenschutz 

Hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Verbote ist zunächst zu prüfen, ob im Plangebiet 

bzw. im funktionalen Zusammenhang mit dem Plangebiet streng oder besonders ge-

schützte Tier- oder Pflanzenarten vorkommen (können).2 

Die Anforderungen zum speziellen Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG gelten unabhängig 

von einer Bauleitplanung und werden bei der Umsetzung des Bebauungsplanes relevant. 

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung wird jedoch bereits geprüft, ob 

 

2  Welche Arten zu den besonders geschützten Arten bzw. den streng geschützten Arten zu rechnen sind, ist 
in § 7 Abs. 2 Nrn. 13 und 14 BNatSchG geregelt. 
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artenschutzrechtliche Belange der Realisierung der Planung entgegenstehen können und 

ob Vermeidungs- oder (vorgezogene) Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen sind. 

Situation im Plangebiet 

Informationen zu Tierarten liegen nicht vor. Aufgrund der Biotopausstattung und der Lage 

innerhalb des Siedlungszusammenhanges sind Vorkommen von siedlungstoleranten Brut-

vögel innerhalb der Gärten und Freiflächen sowie ggf. Teillebensraumfunktionen von Fle-

dermäusen zu erwarten. Die Plangebietsfläche ist weitgehend gehölzfrei. Entlang des süd-

lichen Grabens befinden sich im Böschungsbereich einige ältere Bäume, die jedoch erhal-

ten bleiben. Aufgrund der Tatsache, dass die Biotopausstattung ansonsten insgesamt sehr 

artenarm ist, ist davon auszugehen, dass nur artenschutzrechtliche Belange von allgemei-

ner Art betroffen sein werden.  

Vorkommen von artenschutzrechtlich relevanten Arten aus der Gruppe der Amphibien, 

Reptilien, Libellen, Schmetterlinge, Käfer, Netzflügler, Springschrecken, Spinnen, Krebse, 

Weichtiere und Stachelhäuter können im Plangebiet ausgeschlossen werden, da sie zum 

größten Teil nicht in Niedersachsen oder der Region vorkommen oder die betreffenden 

Arten sind durch sehr spezielle Habitatansprüche gekennzeichnet, die im Plangebiet nicht 

erfüllt werden. 

Fledermäuse (alle Arten streng geschützt): Im Plangebiet, welches von Wohnbaunut-

zungen eingerahmt wird, ist neben einer Gartennutzung auch eine ungenutzte Brachfläche 

des eh. Spielplatzes vorhanden. Mit den Gebäuden und den im weiteren Umfeld ausge-

prägten Großgehölzen können Quartierspotentiale (Wochenstuben) für Fledermäuse be-

stehen. Auch sind vor allem entlang der Kanäle potentielle Jagdrouten vorhanden.  

Europäische Vogelarten (alle Arten besonders geschützt): Die Siedlungsgehölze im 

Plangebiet können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten für störungsunempfindliche Singvögel 

sein und erlangen somit eine Bedeutung als Bruthabitate.  

Die artenschutzrechtlichen Verbote gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG, die durch die Inan-

spruchnahme der innerörtlichen Freifläche berührt werden, bzw. deren Berücksichtigung 

bei der Planung, umfassen: 

1.) Verbot der Verletzung oder Tötung von Tieren  

Da bei der Umsetzung der Planung keine Gehölze entfernt werden, sind Betroffenhei-

ten von Brutvögeln auszuschließen. In alten Gebäudeteilen (außerhalb des Plangebie-

tes) mit Nischen und Spalten können sich Quartiere für Fledermäuse befinden. Um je-

doch eine Tötung von Tieren zu vermeiden, sind grundsätzlich notwendige Gehölzfäl-

lungen und bauvorbereitende Maßnahmen (ggf. auch Gebäudeabriss auf angrenzen-

den Flächen) außerhalb der Brut- und Quartierszeiten / Wochenstubenzeiten (in den 

Wintermonaten) durchzuführen.  

2.) Verbot der erheblichen Störung von Tieren  

Im artenschutzrechtlichen Sinne erhebliche Störungen liegen dann vor, wenn hierdurch 

die Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population zu befürchten 

steht. So geartete Störungen sind bei Umsetzung der kleinflächigen Planung nicht zu 

erwarten, da die Fläche innerhalb des besiedelten Bereichs liegt, vergleichbare Gar-

tenstrukturen im Umfeld verbleiben und sich durch die Planung die Störwirkung der 

Nutzungen (insbesondere Beunruhigung von Tieren durch die Anwesenheit von 
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Menschen) nicht signifikant verändern wird. Störempfindliche Tierarten sind im betrach-

teten Bereich weder zu erwarten noch betroffen. 

3.) Verbot der Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

Mit der Inanspruchnahme der innerörtlichen Grünfläche ist keine Zerstörung von poten-

tiellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten verbunden da es sich um eine gehölzfreie 

kleine Fläche handelt. In der Umgebung sind weitere Gärten und Grünflächen vorhan-

den, so dass davon auszugehen ist, dass die ökologische Funktion der betroffenen 

Lebensstätte im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird (§ 44 Abs. 5 

BNatSchG).  

Fazit: Die gesetzlichen Vorgaben des besonderen Artenschutzes sind nicht geeignet, die 

Umsetzung der Planung dauerhaft zu hindern. Allerdings sind generell auf der Ausführungs-

ebene möglicherweise bestimmte Vermeidungsmaßnahmen (Beachtung der Brutzeit) er-

forderlich. 

Hinweis: Auf Grundlage der durchgeführten Erfassungen sind nicht alle zukünftigen Aus-

wirkungen der Planung auf Arten und natürliche Lebensräume im Sinne des § 19 Abs. 2 

und 3 BNatSchG sicher prognostizierbar. Es können nachteilige Auswirkungen auf die Er-

reichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustandes der genannten Arten oder 

Lebensräume verursacht werden, deren Vorkommen im Einwirkungsbereich der Planung 

bisher nicht bekannt ist oder die sich künftig im Einwirkungsbereich der Planung ansiedeln 

bzw. entwickeln. Eine vollständige Freistellung nachteiliger Auswirkungen gemäß 

§ 19 Abs. 1 BNatSchG kann deshalb planerisch und gutachterlich nicht gewährleistet wer-

den. 

❑ Eingriffsregelung 

Das Plangebiet stellt sich zum einen als gärtnerisch genutzte wie auch als ungenutzte Frei-

fläche dar. Die Planflächen sind im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 12 W „Weiden-

straße“ als öffentliche Grünflächen festgesetzt. Zur Realisierung einer weiteren Neubebau-

ung ist eine Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes in der Größe von 1.526 m² vor-

gesehen.  

Gegenüber der rechtskräftigen Festsetzung als Grünfläche ist eine Neufestsetzung einer 

Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 verbunden. Somit wird das Maß der Versiegelung als ein-

griffsrelevanter Faktor erhöht. Gemäß den Festsetzungen ist somit eine maximale Versie-

gelung von 40 % der Grundstücksfläche möglich (610 m²) mit zusätzlich der Option des 

§ 19 (4) BauNVO, was eine versiegelte Fläche von zusätzlich 50% bis maximal 915 m² 

(60 %) bedeutet. Aufgrund der Kleinflächigkeit und dem damit verbundenen Eingriff wird 

nicht mit einer wesentlichen Beeinträchtigung der Belange von Natur und Landschaft ge-

rechnet. 

3.1.8 Klimaschutz 

Am 30.07.2011 ist das Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 

Städten und Gemeinden in Kraft getreten. Gemäß § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB sollen die 

Bauleitpläne dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen 

Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die 
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Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städte-

bauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwi-

ckeln. 

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maß-

nahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung 

an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in 

der Abwägung nach § 1 Absatz 7 BauGB zu berücksichtigen. 

Die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 W „Weidenstraße“ setzt eine kleinflächige 

Ergänzung eines bestehenden Wohngebietes um ein Baugrundstück sowie die planungs-

rechtliche Absicherung eines bereits realisierten Wohnbaugrundstückes fest. Gemäß den 

neuen städtebaulichen Eckdaten ist das Maß der maximalen Versiegelung im allgemeinen 

Wohngebiet höher als auf der ursprünglich festgesetzten Grünfläche. Aufgrund der gerin-

gen Größe ist aber nicht mit kleinklimatisch relevanten Veränderungen zu rechnen. 

Das Kleinklima einer aufgelockerten Siedlungslage wird beibehalten. 

Bei einem Bau des Gebäudes sollte zudem darauf geachtet werden, dass die Hauptdach-

flächen sowie die Aufenthaltsbereiche in einer süd- bis südwestlichen Ausrichtung ange-

ordnet werden und eine energetische Nutzung der Sonnenenergie erfolgen kann. Für eine 

optimale Ausnutzung der Sonnenenergie ist eine Dachneigung von 30° bis 50° optimaler-

weise einzuhalten. Für die Umsetzung dieser Hinweise wird seitens der Stadt kein Rege-

lungserfordernis gesehen bzw. keine planerischen Vorgaben gegeben und festgesetzt. 

Die Umsetzung von ökologischen Maßstäben obliegt der jeweiligen Bauumsetzung. 

3.1.9 Kampfmittel 

Es wurde keine Luftbildauswertung durchgeführt. Im Ergebnis vom 02.07.2021 wird nur ein 

allgemeiner Verdacht auf Kampfmittel angegeben. Weitere Maßnahmen werden nicht für 

erforderlich gehalten. 

3.2 Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens 

3.2.1 Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Aufgrund des gewählten Planverfahrens nach § 13a BauGB verzichtet die Stadt Weener 

(Ems) gemäß § 13a Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB sowohl auf das Beteili-

gungsverfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB wie auch auf die Beteiligung der Träger öffentlicher 

Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB. 

Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, 

deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden sowie die Öffentlichkeit, über die 

allgemeinen Ziele und Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung unter-

richtet. Die folgenden planungsrelevanten Stellungnahmen wurden vorgebracht: 

Der Landkreis Leer regt die Festsetzung der im Plangebiet vorhandenen Gehölze an und 

verweist auf das potenzielle Vorkommen sulfatsaurer Böden. Die Stadt Weener (Ems) folgt 

dieser Anregung nicht, um das Ziel der Nachverdichtung dieses einen Grundstückes nicht 

negativ zu beeinflussen. Die Planunterlagen werden um Aussagen bzgl. der potenziellen 

Vorkommen sulfatsaurer Böden ergänzt. Auf die einzuhaltenden Schritte, die im Zuge der 

Baurealisierung seitens der Bauherren zu beachten sind, wird hingewiesen. 
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Der Wasserverband Rheiderland weist auf die Anschlussmöglichkeiten des Gebietes an 

die bestehenden Leitungen und die Lage im Trinkwasserschutzgebiet des Wasserversor-

gungsverbandes Rheiderland – Schutzzone IIIA – und auf die Beachtung der Schutzge-

bietsverordnung zu grundwassergefährdenden Handlungen und Anlagen in den Schutzzo-

nen hin. 

Weitere planungsrelevante Stellungnahmen wurden nicht vorgebracht; es wird auf die Ab-

wägungssynopse zum Planverfahren verwiesen. 

3.2.2 Ergebnisse der öffentlichen Auslegung 

Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte eine öffentliche Auslegung der Planunterlagen. Im Zuge 

dieses Verfahrensschrittes wurden keine privaten Stellungnahmen abgegeben. 

Im Ergebnis dieses Beteiligungsschrittes bleiben die Ziele der Planung unverändert beste-

hen. 

 

4 Inhalte des Bebauungsplanes 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Es wird für das Plangebiet ein Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festge-

setzt. Die in einem allgemeinen Wohngebiet störenden Nutzungen, wie Gartenbaubetriebe 

und Tankstellen werden nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes. 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

Entsprechend dem städtebaulichen Ziel einer aufgelockerten Siedlungslage und zugleich 

der Ausnutzung des bestehenden Raumes wird die festgesetzte Grundflächenzahl des All-

gemeinen Wohngebietes von 0,4 mit der Geschossflächenzahl von 0,4 aus vergleichbaren 

Wohngebieten übernommen. Die städtebaulichen Dichtewerte werden an die heutigen An-

forderungen an eine Wohnbebauung angepasst. Mit den gewählten Größenordnungen ist 

die maßvolle Ergänzung dieses ruhigen Wohngebietes möglich. 

4.3 Bauweise/Baugrenze 

Die Bauweise wird nachbarschaftskonform als offene Bauweise beschrieben; die Bautiefen 

führen die bestehende Siedlungsstruktur fort.  

Die Baugrenzen werden mit 3 m zu den Grundstücksgrenzen im Westen und Süden defi-

niert und passen sich ansonsten den nachbarschaftlichen Grundstücken an bzw. schließen 

dort an bestehende Baustrukturen an, um die bestehenden Gebäude planungsrechtlich ein-

zufangen. 

4.4 Anzahl der Wohneinheiten 

Neben den Festsetzungen zu den maximalen Gebäudehöhen werden die Anzahl der ma-

ximal zulässigen Wohneinheiten gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB begrenzt. So ist mit jeder 

Wohneinheit eine Grundstücksfläche von 400 m² nachzuweisen, was eine unverhältnismä-

ßige Verdichtung vermeidet. Die Größe der Grundstücke sind geeignet, um maximal 2 

Wohneinheiten realisieren zu können, ohne dass für die Nachbarschaften wie aber auch 

für die Infrastrukturen erhebliche Belastungen entstehen lassen.  
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4.5 Gebäudehöhe 

Um eine weitere Steuerung der baulichen Strukturen zu erreichen, werden sowohl die Lage 

der Erdgeschosshöhe als auch die maximalen Gebäude- und Traufhöhen definiert. So ist 

die Gebäudehöhe mit 9,50 m und die Traufhöhe mit 4,0 m begrenzt. Die festgesetzten Hö-

hen gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile im Sinne des § 5 NBauO. 

Der Erdgeschossfußboden (Oberkante) darf im Allgemeinen Wohngebiet (WA) maximal 

0,30 m über der zur Erschließung des jeweiligen Baugrundstückes dienenden öffentlichen 

Verkehrsfläche, gemessen in der Fahrbahnmitte, liegen. Das soll unverträgliche Gebäude-

körper über Straßenniveau verhindern und möglichen Entwässerungsproblemen vorbeu-

gen. 

Mit den getroffenen Festsetzungen lässt sich ein typisches Bauvorhaben gemäß dem be-

stehenden nachbarschaftlichen Siedlungsbild realisieren. 

4.6 Hinweise 

 

1. Rechtskraft 

Mit Rechtskraft dieses Bebauungsplanes treten die Teilbereiche der rechtsverbindlichen 

Änderungen des Bebauungsplanes Nr. 12 W „Weidenstraße“, die durch die vorliegende 3. 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 W „Weidenstraße“ überplant werden, außer Kraft. 

2. Bodenfunde / archäologische Denkmalsubstanz 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 

(das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie 

auffällige Boden-verfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 

Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nieders. Denkmalschutzge-

setzes meldepflichtig und müssen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde des 

Landkreis Leer oder dem Archäologischen Dienst der Ostfriesischen Landschaft unverzüg-

lich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. 

Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert 

zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde 

vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

Wer Erdarbeiten an einer Stelle vornehmen will, von der er weiß oder vermutet oder den 

Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Kulturdenkmale befinden, bedarf nach § 

13 Abs. 1 NDSchG einer Genehmigung der Denkmalschutzbehörde. 

3. Versorgungsleitungen 

Die Lage der Versorgungsleitungen (Strom, Gas, Telekommunikation, Wasser, Abwasser) 

ist den jeweiligen Bestandsplänen der zuständigen Versorgungsunternehmen zu entneh-

men; die notwendigen Schutzvorkehrungen und Nutzungsbeschränkungen sind zu beach-

ten. Vor Beginn der Bauausführung sind mit den jeweiligen Leitungsträgern die erforderli-

chen Abstimmungsgespräche zu führen und der Beginn der Bauausführung zu koordinie-

ren. 

4. Altablagerungen/ Abfallentsorgung 

Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstand-

orte zutage treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen. 
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Anfallende Abfälle (z. B. Baustellenabfall, nicht auf der Baufläche verwertbarer Bodenaus-

hub usw.) unterliegen den Anforderungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes sowie der Sat-

zung über die Abfallentsorgung im Landkreis Leer in der jeweils gültigen Fassung. Dem-

nach sind die Abfälle einer Verwertung (vorrangig) bzw. Beseitigung zuzuführen und hierfür 

getrennt zu halten. Nicht kontaminiertes Bodenmaterial (natürlich gewachsener Boden) und 

andere natürlich vorkommende Materialien, die bei Bauarbeiten ausgehoben wurden, kön-

nen unverändert an dem Ort, an dem sie ausgehoben wurden, für Bauzwecke wieder ver-

wendet werden. 

5. Artenschutz 

Es sind die einschlägigen Bestimmungen des § 44 Bundesnaturschutzgesetz zum Arten-

schutz zu beachten. Die im Rahmen durchgeführte Prüfung zur artenschutzrechtlichen Ver-

träglichkeit der Planung entbindet nicht von den auf Umsetzungsebene unmittelbar anzu-

wendenden artenschutzrechtlichen Bestimmungen.  

Inwieweit Maßnahmen erforderlich werden (z.B. bauzeitliche Vermeidungsmaßnahmen), 

sollte im Einzelfall mit der zuständigen Naturschutzbehörde abgestimmt werden.  

6. Wasserschutzgebiete Weener  

Der Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 W „Weidenstraße“ be-

findet sich innerhalb der Schutzzone III A des Trinkwassergewinnungsgebietes Weener des 

Wasserversorgungsverbandes Rheiderland. Bei baulichen Maßnahmen sind die Auflagen 

der Wasserschutzzonenverordnung entsprechend zu beachten und mit der zuständigen 

Wasserbehörde abzustimmen.  

7. Kies- und Steingärten 

Die Grundstücksfreiflächen der Baugrundstücke, die nicht mit Gebäuden bzw. Gebäudetei-

len, Terrassen sowie notwendigen Zufahrten oder anderen zulässigen Nutzungen überbaut 

sind, müssen gemäß § 9 Abs. 2 NBauO Grünflächen sein. 

8. Sulfatsaure Böden / Baugrund 

Vor der Durchführung von Bauvorhaben sind Bodenuntersuchungen hinsichtlich der poten-

ziellen sulfatsauren Eigenschaften des Bodens durchzuführen. Die Probenahme und Un-

tersuchung sind durch einen fachlich versierten Gutachter und gemäß den Geofakten 25 

durchzuführen. Die notwendigen Untersuchungen sind im Vorfeld mit der unteren Abfall- 

und Bodenschutzbehörde des Landkreises Leer (abfallboden@lkleer.de) abzustimmen. 

Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechni-

sche Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. 

Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des geotech-

nischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 

in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen. 
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5 Ergänzende Angaben  

5.1 Städtebauliche Übersichtsdaten 

 

Allgemeines Wohngebiet 1.526 m² 

Gesamt 1.526 m² 

 

5.2 Ver- und Entsorgung 

Wasserversorgung  

Die Wasserversorgung des Plangebietes erfolgt über den Anschluss an das Versorgungs-

netz des zuständigen Versorgungsträgers, hier Wasserversorgungsverband Rheiderland. 

Die erforderliche Löschwasserversorgung des Gebietes und der damit verbundene Stand-

ort notwendiger Unterflurhydranten werden im Rahmen der Erschließungsplanung bearbei-

tet und sichergestellt.  

Strom- und Gasversorgung  

Die Versorgung des Plangebietes mit Strom und Gas erfolgt durch die EWE AG. 

Telekommunikation  

Die fernmeldetechnische Versorgung erfolgt durch die Deutsche Telekom AG, Niederlas-

sung Oldenburg. 

Abwasserbeseitigung  

Das Plangebiet im Westen ist an das zentrale Abwasserbeseitigungsnetz (Schmutzwasser-

kanalisation) der Stadt Weener (Ems) angeschlossen. Die Abwässer werden der zentralen 

Kläranlage zugeführt. Das Grundstück kann mithilfe einer Hebeanlage bzw. bei einer An-

passung der Geländehöhe an das Höhenniveau der benachbarten Grundstücke an das im 

Lotsweg bestehende Abwassersystem angeschlossen werden. 

Müllbeseitigung  

Die Abfallentsorgung im Plangebiet wird durch die öffentliche Müllentsorgung des Landkrei-

ses Leer gewährleistet.  

Altlasten  

Nach Aktenlage sind keine Altlasten bekannt.  

Oberflächenentwässerung  

Die Oberflächenentwässerung der Flächen innerhalb des Plangebietes erfolgt über den im 

Süden angrenzenden Graben. 

Wasserschutzgebiet 

Der Geltungsbereich liegt im Trinkwasserschutzgebiet für die Wassergewinnungsanlage 

des Wasserversorgungsverbandes Rheiderland - Schutzzone III A.  
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Auf das Verbot der Verwendung von wassergefährdenden auswaschbaren Materialien zum 

Straßen- und Wegebau wird ausdrücklich hingewiesen. Die Schutzbestimmungen des Ver-

bandes sind zu beachten. 

 

5.3 Daten zum Verfahrensablauf 

 

Aufstellungsbeschluss durch den VA  

Beschluss über den Entwurf und die Öffentliche Auslegung gemäß 

§ 3 (2) BauGB der Planung durch den VA 

 

Ortsübliche Bekanntmachung   

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB  

Behördenbeteiligung gemäß § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom   

Satzungsbeschluss durch den Rat   

 

 

 

 

Ausarbeitung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 W „Weidenstraße“: 

 

 NWP Planungsgesellschaft mbH, Escherweg 1, 26121 Oldenburg 

 

 

Die Begründung zur 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 W „Weidenstraße“ ist der 

Planzeichnung als Anlage beigefügt. 

 

 

Stadt Weener (Ems), den  

 

 

___________________ 

Bürgermeister 
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Berichtigung FNP 

 

 
 


